
§ 1 
Organe der Gemeinde

Organe sind der Gemeinderat und der Bürgermeister

der Gemeinde Königswalde
HAUPTSATZUNG

Aufgrund § 4, Abs. 2  i.V.m. § 28, Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 
18.03.2003 (SächsGVBl. S. 55) in der jeweils gültigen Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz zur Fort-
entwicklung des Kommunalrechts vom 28.11.2013 (SächsGVBl. S. 822), hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Königswalde in seiner öffentlichen Gemeinderatssitzung am 20.02.2014 mit der Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder folgende 

Organe der Gemeinde
Abschnitt I

Abschnitt II
Gemeinderat

Rechtsstellung und Aufgaben

§ 3

(1) Der Gemeinderat besteht aus den Gemeinderäten und dem Bürgermeister als Vorsitzenden.

§ 2

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. Er führt die Bezeichnung Ge-
meinderat. Der Gemeinderat legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über alle 
Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Bürgermeister kraft Gesetz zuständig ist oder ihm der Gemein-
derat bestimmte Angelegenheiten überträgt. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und 
sorgt beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch den Bürgermeister.

Zusammensetzung des Gemeinderates

(2)  Nach dem Stand vom 30.06.2013 beträgt die Einwohnerzahl der Gemeinde 2.302 Einwohner. Die Zahl      
der Gemeinderäte wird gemäß § 29 Abs. 2 SächsGemO auf 14 festgelegt.

§ 4
Ausschüsse des Gemeinderates

Der Gemeinderat bildet keine beschließenden und beratenden Ausschüsse.

Abschnitt III
Ausschüsse des Gemeinderates

§ 5 

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates und Leiter der Gemeindeverwaltung. 

Rechtsstellung des Bürgermeisters

 Er vertritt die Gemeinde.

(2)  Der Bürgermeister ist Ehrenbeamter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt 7 Jahre.

Abschnitt IV
Bürgermeister

beschlossen.
Beschluss-Nr. 119/2014



 Er erledigt in eigener Zuständigkeit die ihm durch Rechtsvorschrift oder vom Gemeinderat übertragenen   
Aufgaben.

 5.  die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Zuschüssen bis zu 2.500,- € im Einzelfall,

 6.  die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu 2 Monaten in uneingeschränkter Höhe, bis zu 6 Monaten   
und bis zu einem Höchstbetrag von 5.000,- €,

 8.  die Veräußerung und dingliche Belastung, der Erwerb und Tausch von Grundstückseigentum oder grund-  
stücksgleichen Rechten im Wert bis zu 2.500,- € im Einzelfall,

 4.  die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen sowie von Unterstützung und Arbeit-  
geberdarlehen im Rahmen vom Gemeinderat erlassenen Richtlinien,

§ 6 

(1)  Der Bürgermeister ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der   
Gemeindeverwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. 

(2)  Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen:

Aufgaben des Bürgermeisters

 1.  die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 20.000,- €  im Einzelfall,

 3.  die Einstellung, Einstufung und Entlassung von Mitarbeitern bis zur Entgeltgruppe 8 TVöD, Beamte bis zur   
Besoldungsgruppe A 8, Aushilfsangestellten, Praktikanten

 2.  die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur Verwendung von Deckungs-  
reserven bis zu 3.500,- € im Einzelfall,

 7.  den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher Ansprüche, die Führung von   
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der   
Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 2.500,- €    
beträgt,

 9.  Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu einem jährlichen Miet-   
oder Pachtwert von 2.500,- € im Einzelfall,

10.  die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 5.000,- € im Einzelfall,

11.  die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von Bürgschaften und von Verpflichtungen aus Gewähr-  
leistungsverträgen und der Abschluss der ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften, soweit   
sie im Einzelfall den Betrag von 2.500,- € nicht übersteigen.

§ 7
Stellvertretung des Bürgermeisters

Der Gemeinderat bestellt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des Bürgermeisters. Die Stellvertretung beschränkt 
sich auf die Fälle der Verhinderung.

Die Gleichstellungsbeauftragte der erfüllenden Gemeinde nimmt die Aufgaben für die Gemeinde Königswalde mit 
wahr.

§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte

Beauftragte
Abschnitt V



Abschnitt VI
Mitwirkung der Bürgerschaft

Die Durchführung eines Bürgerentscheides nach § 24 SächsGemO kann schriftlich von den Bürgern der Gemeinde 
beantragt werden (Bürgerbegehren). Das Bürgerbegehren muss mind. von 10 v.H. der Bürger der Gemeinde 
unterzeichnet sein. Es muss vor Beginn der Unterschriftensammlung schriftlich bei der Gemeinde angezeigt 
werden (§ 25, Abs. 3 SächsGemO).

§ 9

Eine Einwohnerversammlung gemäß § 22 SächsGemO ist anzuberaumen, wenn dies von den Einwohnern bean-
tragt wird. Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu erörternden Angelegenheiten schriftlich eingereicht wer-
den. Der Antrag muss von mind. 10 v.H. der Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben unterzeichnet sein.

Bürgerbegehren

Einwohnerversammlung

§ 10

Schlussvorschriften
Abschnitt VII

  a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat

Dies gilt nicht, wenn

Hinweis nach § 4, Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO):
Nach § 4, Abs. 4, Satz 1 i.V.m. Abs. 5 SächsGemO gelten Satzungen und andere ortsrechtliche Vorschriften, die 
unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.

§ 11
In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten

 1. die Ausfertigung der Satzung oder des anderen Ortsrechts nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

   oder

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4, Abs. 4, 
Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Königswalde, d. 21.02.2014

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-
satzung vom 26.11.2004 außer Kraft.

   2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung   
oder des anderen Ortsrechts verletzt worden sind,
 3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52, Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
 4. vor Ablauf der in § 4, Abs. 4, Satz 1 SächsGemO genannten Frist

  b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des      
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
 

Ronny Wähner
Bürgermeister
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